
STOP 



Early Journal Content on JSTOR, Free to Anyone in the World 

This article is one of nearly 500,000 scholarly works digitized and made freely available to everyone in 
the world by JSTOR. 

Known as the Early Journal Content, this set of works include research articles, news, letters, and other 
writings published in more than 200 of the oldest leading academic Journals. The works date from the 
mid-seventeenth to the early twentieth centuries. 

We encourage people to read and share the Early Journal Content openly and to teil others that this 
resource exists. People may post this content online or redistribute in any way for non-commercial 
purposes. 

Read more about Early Journal Content at http://about.jstor.org/participate-jstor/individuals/early- 
journal-content . 



JSTOR is a digital library of academic Journals, books, and primary source objects. JSTOR helps people 
discover, use, and build upon a wide ränge of content through a powerful research and teaching 
platform, and preserves this content for future generations. JSTOR is part of ITHAKA, a not-for-profit 
Organization that also includes Ithaka S+R and Portico. For more Information about JSTOR, please 
contact support@jstor.org. 



I. Abhandlungen. 



Die neuesten Agrargesetze des Königreiches Hannover. 



Von Hanssen. 



Zweiter Artikel '). 
Die Aufhebung von Weide-Rechten. 

Die hannover'sche Gesetzgebung über diesen Gegenstand fasst 
die Ablösung der servitutischen Weiderechte und die Aufhebung 
der wechselseitigen Weiderechte (sogen. Koppelweide-Berechti- 
gungen) auf privativen Grundstücken zusammen und enthält, wie 
dies die Natur der Verhältnisse erfordert, besondere Bestimmungen 
in Bezug auf die Beseitigung der Feldweide, der Wiesenweide 
und der Forstweide. Die gemeinschaftlichen Weiderechte auf Ge- 
meinheilen erlöschen mit Theilung der letzteren, bei welcher Ge- 
legenheit auch die Aufhebung etwaiger servitutischer Weiderechte 
an den Gemeinheilen durch entsprechende Landabfindung von 
selber eintritt. — 

Wir haben es hier ursprünglich nur mit einer provinciellen 
Gesetzgebung zu thun, welche die sämmtlichen , die Aufhebung 
der verschiedensten Weiderechte betreffenden Bestimmungen in 
den Gemeinheitslheilungs- Ordnungen zusammenfasste , die, wie 
schon früher bemerkt, eine klare, stringente und bündige Fassung 

1) S. Bd. XIII. dieser Zeitschrift p. 61 ff. 
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überhaupt gar sehr vermissen lassen und diesen Tadel speciell 
auch in dem hier zu besprechenden Punkte verdienen. 

Es ist jetzt nicht mehr von praktischem Interesse, auf diese 
weiderechtliche Legislatur ganz detailirt und unter Berücksichti- 
gung aller Abweichungen in den einzelnen Provinzen einzugehen ; 
für den vorliegenden Zweck wird es genügen, aus der Gemein- 
heitstheilungs-Ordnung für das Fürstenthum Lüneburg vom 25. 
Juni 1802, welcher die spater erlassenen Gemeinheitstheilungs- 
Ordnungen nachgebildet worden sind, die wichtigsten Sätze über 
Beseitigung von Weiderechlen mitzutheilen und nur einige haupt- 
sächliche Modificationen der übrigen Gesetze anzudeuten, wobei 
jedoch von dem eigenlhümlichen, aus der westphälischen Marken- 
verfassung sich erklärenden Osnabrückischen Gesetze abgesehen 
werden soll. 

Feld-Weide. Auf Ablösung der Weide-Servituten kann 
nur der pflichtige Grundeigentümer (nicht auch der Hütungs- 
Bercchtigle) antragen, aber auch nur dann, wenn man zu einer 
Specialtlieilung ') oder sonstigen erheblichen Kullurverbesserung 
schreilen will. (Zusatz für Bremen und Verden : oder wenn nach 
dem Ermessen der Landdrostei die Aufhebung der Feldbehütung 
an sich für eine erhebliche Kulturverbesserung zu halten.} Der 
Werth der Feldbehütung ist dann nach Sommer-Kuhweiden an- 
zuschlagen und der Beirag hiefür dem Berechtigten „aus der 
zur Theilung bestimmten Gemeinheit" anzuweisen'). 



1) Theilung einer Gemeinheit unter die einzelnen Interessenten einei 
Dorfschaft im Gegensatze zur blossen General-Tbeilung oder Auseinander- 
setzung verschiedener Dorfschaften etc. etc. 

2) Da eine anderweitige Abfindung gegen den Willen des Berechtigten 
nicht angegeben ist, so begreift man nicht, wie eine Provokation bloss auf 
Grund beabsichtigter und zu erwartender Kulturverbesserung ohne gleichzei- 
tige Theilung der Gemeinheit den Berechtigten zwingen kann, die Ablösung 
sich gefallen zu hissen. Allerdings könnte er, was das Gesetz auch wohl 
will, mit einer Quote der Gemeinheit in diesem Fall abgefunden werden, 
wahrend der übrig bleibende Theil der letzteren unter gemeinsamer Be- 
nutzung der Interessenten verbleibt. Dann ist aber eben die Gemeinheit nicht 
„zur Theilung bestimmt". Die G.-Thl.-O. für Bremen und Verden hat 
den Zusatz, dass wenn die Abfindung aus der Gemeinheit schwierig oder 
für den Berechtigten unbillig ist, dann die Entschädigung durch Abtretung 
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Die Provokation ist gültig, wenn die Hälfte der Stimmen, 
nach Grundbesitz abgewogen, den Anlrag stellt. Dies sagt die 
G.-Thl.-O. für Bremen und Verden ausdrücklich und ist für die 
Lüneburgische und die übrigen aus den Provokationsbestimmungen 
in Betreff der Specialtheilung der Gemeinheiten und der Ablö- 
sung der Wiesen-Weide zu schliessen. 

Wechselseitige Weiderechte fallen auf Provokalion „des 
einen oder anderen Theiles der Hütungsberechligten" weg und 
zwar der Regel nach durch Compensation. Das Gesetz scheint 
hiebei den Fall vor Augen gehabt zu haben, wenn ein abgeson- 
dertes Rittergut (Kammergui etc. etc.) und bäuerlicher Grundbe- 
sitz oder auch mehrere benachbarte Feldmarken gegenseitig ihre 
Felder beweiden. Die Fassung passt aber nicht auf die Abstim- 
mung der Genossen einer Peldmarkung unter sich über die 
Abschaffung der gemeinschaftlichen Feldweide , wobei nicht von 
zweien Theilen (Parteien), sondern nur von mehr oder weniger 
Stimmen die Rede sein kann. 

In den G.-Thl.-O. für die Fürstentümer Calemberg, Göt- 
tingen und Grubenhagen, für das Fürstenthum Hildesheim und für 
die Grafschaften Hoya und Diepholz, also für die mittleren und 
südlichen Provinzen, in welchen die Schafzucht einen Hauptzweig 
der grösseren Oekonomie bildet, sind nur noch im Interesse der 
Gutsschäfereien starke Beschränkungen der Provokation auf Ab- 
lösung der Feldweide angeordnet worden und zwar in der zu- 
erst genannten G.-Thl.-O. folgende: 

Die Provokation gegen die Feldweide der Schäfereien ist 
nur zulässig, wenn eine Verkoppelung erfolgen soll. Aber auch 
dann kann der Berechtigte nicht gezwungen werden, die Ablö- 
sung sich gefallen zu lassen, sofern er nachweist, dass die Schä- 
ferei nachher ungeachtet des zu erhaltenden Weide-Aequivalentes 
nicht in dem bisherigen Zustande erhalten werden könne. 

Dieser Beweis wird durch das Gutachten dreier sachver- 
ständiger Oekonomen geführt, die selbst im Besitze grös- 

eines Theiles der privativen, servitutfreien Felder zu leisten ist. Dies ist 
jedoch in den allermeisten Fällen ohne gleichzeitige Verkoppelung gänzlich 
unausführbar und diese konnte durch Provokation damals noch nicht er- 
zwungen werden. 
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serer Schäfereien sein müssen; jede Partei ernennt einen 
derselben, den dritten die Landesökonomie-Behörde. Das anzu- 
weisende Weide-Aequivalent muss nicht nur für eine gleiche 
Stückzahl Schafe reichen, sondern auch ebenso gesunde Weide 
darbieten. Ist der Berechtigte mit derselben Heerde auf 
mehreren Feldmarken berechtigt und wird auf einer derselben 
provocirt, so kann er (der sonst kein Provokationsrecht hat) in 
Betreff der übrigen Feldmarken provociren. In solchem Falle hat 
aber die Landesökonomiebehörde über die Zulässigkeit der Pro- 
vokation der ersten Gemeinde zu entscheiden. Bei Ausmittelung 
des Weide-Aequivalents soll auf die Lage der übrigen Abfin- 
dungen 1 ) des Berechtigten Rücksicht genommen werden. Ab- 
gesonderte Schäfereien, die stets verpachtet gewesen (Schäferei- 
Berechtigungen, die nicht mit einem landwirtschaftlichen Haushalte 
des Berechtigten wegen der Entfernung der betreffenden Feld- 
mark in Verbindung stehen) werden nach dem 10 oder 20jäh- 
rigen Durchschnitte' 2 ) der seitherigen Einnahme äquivalirt und 
zwar, wenn die Umstände es gestatten und der Berechtigte es 
verlangt, in Grund und Boden, sonst in Naturalien, vorzugsweise 
Korn, oder auch auf Wunsch des Berechtigten in deren Geld- 
wert!) nach zehnjährigen Durchschnittspreisen 3 ). Die Aufhebung 
der Feldbehütung erfolgt aber erst nach Ablauf der Pachtcontracte 
oder, wenn diese länger als drei Jahre noch laufen, nach 3 Jahren, 
von der Zeit der Regulirung an gerechnet. 

Wiesen-Weide. Jeder Eigenthümer einer isolirten, selbst- 
ständig zu benutzenden Wiese kann die Aufhebung der Frühlings- 
oder Herbst-Behütung (Wiesen-Freltung) beantragen, der Be- 
rechtigte aber nicht. Stehen die Wiesen in einem solchen Zu- 
sammenhange, dass durch die Aufhebung der Freltung auf der 



1) Darunter wird der durch die gleichzeitige Verkuppelung (die conditio 
gine qua non), oft auch durch die gleichzeitige Specinltheilung zusammenge- 
brachte Länderei-Complex des Berechtigten verstanden sein. 

2J Das Gesetz bestimmt nichts Näheres darüber, wann der 10jährige 
und wann der 20jährige Durchschnitt zur Anwendung kommen soll. Beim 
Dissens der Parteien wird hierüber die leitende Behörde nach eigenem Er- 
messen zu entscheiden gehabt haben. 

3) Die Hildeshcimer G.-Thl.-O. verlangt 30jährige Durchschnittspreise. 
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einen die Frettung auf der anderen Seile sehr erschwert oder 
verhindert werden würde, so muss die Ablösung insgesammt ge- 
schehen auf Provokation von mindestens der Hälfte, nach Fläche 
bemessen ') 

Bei gegenseitiger Frettung findet in der Regel Compensa- 
tion statt, bei einseitiger ist nach dem Prinzipe zu entschädigen, 
dass in der Regel die Frühlings- und Herbst-Fretlung den sechs- 
ten Theil des Nutzungswerthes der Wiese ausmacht. Nach die- 
sem Maassstabe erhält der Berechtigte das Aequivalent in Grund 
und Boden (aus der Wiesen-Fläche selber, oder aus der Ge- 
meinheit oder sonst), äussersten Falls in einer Rente von Heu 
oder Früchten. 

Hat aber die Frettung bloss im Frühlinge oder bloss im 
Herbste stattgefunden oder glaubt sich die eine oder andere Partei 
durch das '/ 6 erheblich verkürzt, so kann jede auf Schätzung des 
Werlhes der Frettung antragen, welcher sodann nach Kuhwei- 
den berechnet wird. 

Forst weide. Auf Ablösung von Weideberpchtigungen 
in bestandenen Holzungen (das Gesetz giebt näher an, wann ein 
Forstgrund noch als bestanden anzusehen) kann nur der Forst- 
eigenthüiner provociren, von Weideberechtigungen auf unbestan- 
deneni Forstgrunde auch der Berechtigte. 

Das Maximum der Entschädigung bestimmt sich durch die 
Weide die zur Zeit der Auseinandersetzung vorhanden; die Be- 
rechtigten bekommen aber weniger, wenn sie auf ihren Gemein- 
heiten ihr Bedürfniss so weit befriedigen können, dass sie der 
vorhandenen Holzweide nicht völlig bedürfen ; dann kommt dem 
Forsteigenthütner der überflüssige Weideraum zu Gute. Die Ab- 
schätzung geschieht nach Kuhweiden. Die Entschädigungsfläche 
wird so angerechnet, wie sie nach geschehener Abholzung zur 
Weide geeignet ist; die Stöcke und Baumwurzcln muss derForst- 
eigenthümer als Vergütung für die Ausrodungs- und Ebnungs- 



1) Irrthümlich steht p. 339 der städtischen Aktenslücke von 1856, dass 
nach §. 120 der Lüneb. U.-Thl.-O. hiezu ein Mehrheilsbescbluss bis jetzt er- 
forderlich gewesen sei. 
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kosten zurücklassen, wenn er es nicht vorzieht, diese Arbeit für 
seine Rechnung besorgen zu lassen '). 

Dem Forsteigenthümer soll mindestens die Quote (unter 
Errechnung der Ansprüche etwaiger Holzberechtigler) verbleiben, 
welche er seither behufs der Forstcultur in Zuschlag zu bringen 
befugt war und die daher von den Weideberechtigten nicht be- 
nutzt werden durfte, (st nicht ein anderes Verhältniss rechts- 
kräftig geworden und können in Betreff des unbestandenen Forst- 
grundes die Weideberechtiglen nicht etwa nachweisen, dass das 
Weide-Terrain durch Ansässigmachung sogen. Anbauer und durch 
Land-Ausweisungen zu ihrem Nachtheil fühlbar beschränkt wor- 
den, so gilt als allgemeine Minimal-Quote: 
Bei unbestandenem Forstgrunde Vit) 

bei bestandenem */io für Baumholz (einerlei, ob Bau-, Nutz- 
oder Brennholz), 
und '/6 für Schlaghölzer, 
welche hauptsächlich durch Fortpflanzung der Stämme aus den 
Wurzeln wieder angezogen werden. 

Diese provinzielle Gesetzgebung erfuhr nun zunächst einige 
Abänderungen 

1) durch §. 38 und 39 des Verkoppelungsgesctzes vom 
30. Juni 1842: 

Bei einer Verkoppelung (Zusammenlegung) können auch 
die Berechtigten auf Ablösung ihrer Weidegerechtsamen an- 
tragen, jedoch nur dann, wenn mit dieser Operation die Spe- 
cialtheilung der Gemeinheit verbunden wird. Das den Schä- 
ferei-Berechtigten (in einigen Landestheilen) zugestandene 
beschränkte Widerspruchsrecht gegen Aufhebung der Feld- 
behütung mit den Schafen soll, wenn die dieser Behütung un- 
terworfene Feldmark verkoppelt wird, wegfallen, insoferne eine 
im Vorverfahren anzustellende Untersuchung ergiebt, dass der 
Berechtigte für die aufzuhebende Feldbehütung die in den pro- 



t) Zusatz für Bremen und Verden: Bei gleichzeitiger Gemeinheitsthei- 
lung kann der Forsteigenthümer, wann er Mit-Interessent der Gemeinheit 
ist, die Entschädigung, statt in einem Theile des Forstgrundes, aus der ihm 
zufallenden Gemeinbeitsquote leisten; 
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vincieilen Theilungsordnungen bestimmte Entschädigung erhal- 
ten kann. Zu dieser Untersuchung sind drei, der Schäferei 
kundige Sachverständige zu wählen und zwar von ' jedem Theile 
einer und von der Obrigkeit der dritte. Es kann jedoch jeder 
Theil die gewählten Sachverständigen ablehnen, wenn sie nicht 
Schäfereien als Eigenthümer, Verwalter oder Pächter betreiben '). 
2) Durch das Gesetz vom 15. Juli 1848 wegen theilweiser 
Abstellung der WiesenbehUtungen und Verkoppelung von Wie- 
senflächen : 

Ist die Wiesenbehütung in gewissen Jahreszeiten für die 
Wiesennutzung besonders nachtheilig , so kann auf die Abstel- 
lung derselben während solcher Zeilen angetragen werden, 
ohne dass die gänzliche Aufhebung der Wiesenbehütung er- 
forderlich ist. Es darf aber dieser so abzustellende Theil der 
Wiesenbehütung nicht mehr als die Hälfte des Werthes der- 
selben während ihrer ganzen Dauer befassen. Hinsichtlich der 
Provokation und Entschädigungen sind die Bestimmungen der 
provinziellen G.-Thl.-O. anzuwenden. Um die Entschädigung 
in Grund und Boden zu erleichtern, soll die Verkoppelung der 
betreffenden Wiesen allein — ohne Verkoppelung der übrigen 
Feldmark — in gleicher Weise zulässig sein, als die Verkop- 
pelung einer ganzen Feldmark. Kommt es nicht zu einer sol- 
chen Wiesen-Verkoppelung und ist anderweitig die Entschä- 
digung in Grund und Boden nicht zu bewirken, so wird letztere 
als Jahresrente in Heu ausgeworfen, die jedoch bis zum Ab- 



t) Hieran schliesst sich die Bestimmung von §. 40 dieses Gesetzes, dass, 
wenn die Aufhebung der FeldbehQtung nicht zu erreichen ist oder nach dem 
Urtheile von Sachverständigen und nach der Entscheidung der Landdrostei 
unverhaltnissmassige Opfer der Pflichtigen fordert, dann eine neue Abstim- 
mung aller Theilnehmer darüber vorzunehmen ist, ob die beantragte Verkop- 
pelung auch ohne Aufhebung der Feldbehütung Statt haben soll. In Hin- 
blick auf den hier gebrauchten Ausdruck „Pflichtigen" und auf den Inhalt 
der vorangegangenen $§. 38 und 39 scheint das Gesetz hier nur die servi- 
tutische Feldweide im Auge gehabt zu haben. Indessen ist diese Bestim- 
mung praktisch so aufgefasst worden, dass sie sich auch auf die gegensei- 
tige Feldweide der Feidma rkgenossen bezieht, so dass also diese beschließen 
können, ob sie auch ohne Aufhebung ihrer Feldweide verkoppeln wollen, 
wenn diese Aufhebung bedenklich ist, — 
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Schlüsse des Verfahrens auf Verlangen sowohl des Berechtig- 
ten als jedes ein zclneu Verpflichtet en in eine Geld- 
rente nach den Ablösungs-Normal-Preisen zu verwandeln und 
später für jeden einzelnen Verpflichteten durch 
Capital-Zahlung ablösbar ist. — Dieses Gesetz vom 15. Juli 
1848 hat keine bedeutenden Erfolge gehabt. 
Es ergiebl sich aus dieser Darlegung, dass die Beseitigung 
von Weiderechten bisher nur unter bestimmten Voraussetzungen 
und gewissen Beschränkungen zu ermöglichen war, während die 
fortschreitende landwirtschaftliche Cultur das Bedürfniss einer 
freien, durch die Weiderechle gehemmten Bewegung immer fühl- 
barer gemacht hatte. 

Die Begierung hat nun die Nolhwendigkeit einer Vervoll- 
ständigung dieser Gesetzgebung anerkannt und zugleich die Ge- 
neralisirung derselben statt der bisherigen provinziellen Bestim- 
mungen für zweckmässig erachtet. 

„Durch Weiderechte — heisst es in den Motiven zu dem 
neuen Gesetze — wird die Einführung verbesserter Fruchtfolgen, 
eine ungehemmte Ackerbestellung, die Herstellung zweckmässiger 
Wiesenbewässerungen, eine richtige Forstcultur, die Urbarmachung 
unkultivirter Flächen, eine ungestörte Torfgewinnung erschwert, 
und manche sonstige landwirtschaftliche Verbesserungen müssen 
unterbleiben, weil von dem Weideberechtigten Widerspruch zu 
besorgen ist." 

Die Motive suchen auch die Bedenken zu schwächen, welche 
gegen die unbedingte Aufhebung der Weiderechte im Interesse 
der Viehzucht, insonderheit der Schäfereien, geltend gemacht 
worden. 

Durch zweckmässige Fruchtfolgen, durch vermehrten An- 
bau von- Futtergewächsen , sowie durch andere landwirtschaft- 
liche Verbesserungen werde es dem denkenden Landwirlhe jetzt 
mehr als in früherer Zeit ermöglicht, auf seinen eigenen Grund- 
slücken den zu deren Bewirtschaftung erforderlichen Viehstand 
zu unterhalten und die Benutzung der Weide auf fremden Grund- 
stücken zu entbehren. Auch habe sich das Verhältniss der Woll- 
preise und Gelreidepreise zu einander wesentlich geändert; in 
einer früheren Zeil wären die Wollpreise immer noch günstig 
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für die Producenten gewesen, als beim Gelraidebau kaum die Pro- 
duetionskosten gedeckt wurden , die Schafzucht habe daher früher 
relativ eine grössere Wichtigkeit gehabt, als jetzt, nachdem sich 
die Getreidepreise anhaltend gehoben. Erscheine übrigens die 
Aufhebung der Weiderechte in einzelnen Fällen wirklich bedenk- 
lich, so könne dies durch die „Untersuchung der landwirtschaft- 
lichen Nützlichkeit" Berücksichtigung finden '). 

Die wichtigsten Bestimmungen des neuen Gesetzes, wie es 
nach vorgängiger ständischer Berathung, durch welche der vor- 
gelegte Entwurf mehrfache Modifikationen erhalten hat , unter'm 
8. November 1856 erlassen worden, sind nun folgende: 

Die Aufhebung der Weiderechte können sowohl die Weide- 
berechtigten als die Eigentümer pflichtiger Grundstücke bean- 
tragen. (Von einer Ausnahme in Betreff der Forsten weiter 
unten.) Steht das Grundstück in dem Eigenthum Mehrerer, so 
kann der Antrag durch die Hälfte, nach dem Theilnahmeverhält- 
niss berechnet, beschlossen werden. (Dies wird sich mit auf 
den Fall beziehen, wenn das berechtigte Grundstück (Gut) 
im Eigenthum Mehrerer ist.) 

Liegen die demselben Weiderechte unterworfenen Grund- 
stücke in einem solchen Zusammenhange, dass durch theilweise 
Aufhebung der Behütung der Berechtigte benachtheiligt werden 
würde, so findet die Aufhebung nur insgesammt Statt; und dies 

1 ) Nach §. 60 ff. des Gesetzes über das Verfahren in Gemeinheitsthei- 
lungs- und Verkoppelungssachen vom 30. Juni 1842 kann, wenn eine „Thei- 
lung" (das Gesetz versteht hierunter nicht bloss eine Gemeinheitslheilung, 
sondern auch eine Verkoppelung und Weideablösung) beantragt ist, von den 
Opponenten eine obrigkeitliche Untersuchung über die Zulassigkeit der Maass- 
regel aus dem Gesichtspunkte der „landwirtschaftlichen Nützlichkeit" durch 
Sachkundige verlangt werden, worauf die Landdrostei über die Stattnehmig^ 
keit entscheidet. Rekurse gegen die landdrosteiliche Entscheidung waren 
in solchen Fällen seither an das Ministerium des Innern zu richten, welches 
den Gegenstand in einer Minister-Conferenz zur Beschlussnahme zu bringen 
hatte. Diese Bestimmung ist durch §. 9 des Gesetzes vom 8. Nov. 1856, 
betr. die Abänderung des Verfahrens etc. etc. aufgehoben worden, und es 
sind von nun an diese Rekurse wie andere Rekurse in Agrar-Angelegen- 
heiten zu behandeln, welche von der Abtheilung des Ministeriums des In- 
nern für die Berufungen in „Theilungs- und Ablösungs-Sachen" erledigt 
werden. 
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auch nur in Verbindung mit einer Verkoppelung'), 
wenn ohne letztere eine passende Entschädigungsfläche für den 
Pflichtigen nicht auszumitteln und dieser seine Weiderechte in 
Verbindung mit einem landwirtschaftlichen Haushalte auf der be- 
treffenden Feldmark zu nutzen befugt ist. (§. 64.) Unbedingt 
aber kann der Pflichtige jederzeit die zur Anlage von Gebäuden, 
von Gärten und von gewerblichen Einrichtungen (nach dem Gut- 
achten Sachverständiger) erforderliche Abstellung der Weide- 
rechte auf einzelnen Grundstücken fordern. 

Die Aufhebung der Weide auf zusammenhängenden Grund- 
slücken ist als beschlossen anzusehen, wenn der Antrag der 
Pflichtigen mindestens die Hälfte der weidebelasteten Fläche 
oder der Antrag der Berechtigten mindestens die Hälfte der Weide- 
berechtigung repräsentirt. 

Bei Verkoppelungen folgt die Ablösung der Weiderechte 
ohne Weiteres aus dem rechtskräftig gewordenen Erkenntnisse 
über die Staltnehmigung einer beantragten Verkuppelung '). 

Der Berechtigte ist zu entschädigen „nach dem reinen nach- 
haltigen Ertrage der bisher rechtmässig genossenen oder ihm 
zuständig gewesenen Berechtigung" 3 ). (§. 8.) Hiebei kommen 
die Kosten, welche die Nutzung der Weide auf den zu befreien- 

1) Diese, dem Gesetzentwurfe durch ständischen Beschluss hinzuge- 
fügte Vorschrift ist von grosser praktischer Bedeutung, weil ohne dieselbe 
das bisherige Hauptmotiv zu Verkoppelungen in den Südprovinzen (theilweise 
auch wohl in anderen Provinzen), auf diesem Wege von den Weide-Servi- 
tuten befreit zu werden, weggefallen sein würde. Auch fürchtete man von 
Seite der Berechtigten, dass die Pflichtigen, wo sie selber die Verkoppelung 
beabsichtigten, doch ohne jene Vorschrift hiemit vorläufig zurückhalten und 
erst auf Weideablösung provociren würden, um sich so, in Ermangelung pas- 
sender Entschädigungsflächen, durch Capitalzahlung von der Weide-Servitut 
zu delibiren, worauf dann hinterher die Verkoppelung erfolgen würde. 

2) Damit ist der vorhin cttirte §. 40 des Verkoppelungsgesetzes vom 
30. Juni 1842 wegfällig geworden. 

3) Diese Fassung gibt zu dem Zweifel Anlass, ob, wenn eine klare 
und unbestrittene Berechtigung nicht vollständig benutzt wurde, dann der 
luetische Genuss oder doch das volle Recht den Entschädigungsmaassstab 
abgeben soll und wer hierüber in jedem Falle zu entscheiden hat. Es wird 
dieser Punkt noch durch die Ausführungsvorschriften genauer zu bestimmen 
sein. Man darf vermuthen, dass das Gesetz die Grösse der Entschädigung 
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den Grundstücken in Verbindung mit der Beweidung anderer 
Grundstücke (wie namentlich der eigenen) dem Berechtigten ver- 
ursachte, nur so weit vom Ertrage in Abzug, als diese Kosten 
für ihn künftig sich mindern. 

In Ermanglung einer gütlichen Uebereinkunft der Betheilig- 
ten über den Betrag der Entschädigung und Entschädigungsmittel 
wird der Werth des Weiderechts durch Schätzung festgestellt 
und die Entschädigung durch einen abzutretenden Theil des weide- 
pilichtigen Grundstückes geleistet, bei gleichzeitiger Gemeinheits- 
theilung thunlichst aus den Gemeinheitsportionen der verpflich- 
teten Interessenten und so, dass diese Abfindung mit der Ge- 
meinheitsportion des Berechtigten in Zusammenhang kommt; analog 
bei gleichzeitiger Verkuppelung. 

Entschädigung durch Kapitalzahlung tritt nur ausnahmsweise 
ein, nämlich wenn gleichzeitig weder eine Gemeinheitstheilung 
noch eine Verkoppelung Statt findet und nach dem Ermessen 
der Behörde auf Grund sachverständigen Gutachtens eine Land- 
ablretung aus dem weidepflichtigen Grund und Boden zweck- 
mässiger Weise nicht geschehen kann, auch ein Guteversuch, die 
Entschädigung in anderem Grund und Boden zu gewähren, ohne 
Erfolg geblieben ist. In diesem Falle wird die Entschädigung 
zwar gleichfalls in Grund und Boden festgestellt, der Capitalwerth 
dieser Fläche aber (in Ermanglung gütlicher Verständigung) durch 
Abschätzung bestimmt, die „unter Berücksichtigung der örtlichen 
Kaufpreise und Verhältnisse auf denjenigen Werth zu richten ist, 
welchen der Gegenstand bei Verkäufen zu haben pflegt" l ). (§. 15.) 



principaliter von der Grösse der Berechtigung abhängig machen will und dass 
der bisherige factische (unbestrittene) Genuss nur subsidiär entscheiden soll, 
wenn die Grösse der Berechtigung auf keine andere Weise festzustellen ist. 
— Dieselbe Dunkelheit findet sich schon in §. 49 der Lüneb. G.-Thl.-O. ; 
man ist damit seither in der Praxis „auf die eine oder andere Weise" durch- 
gekommen, und scheint Gewicht darauf gelegt zu haben, den Ausdruck des 
alten Gesetzes beizubehalten. — Häufig überschreiten die verschiedenen con- 
currirenden Berechtigungen alles Maass vorhandener Weide ; dann sind bei 
der Ablösung natürlich Heductionen nothwendig. 

1) Man ist hier dem Expropriationsgesetze vom 8. Sept. 1840 gefolgt. 
Vrgl. Anl. A. zur Bekanntmachung vom 6. Mai 1844. $. 2 ff. (Anweisung 
der Sachverständigen.) 
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Der Besitzer einer Heerde (Stabberechtigte), welcher ver- 
pflichtet ist, das Vieh eines Anderen (des Unterlriftsberechtigten) 
unter seine Heerde aufzunehmen und mit derselben zu weiden, 
kann die Abstellung dieser Verpflichtung gegen Entschädigung 
des Unlcrtriftsberechtigten verlangen (§. 18). Das Nähere über 
diese Regulirung folgt §. 19 — 21. Die Entschädigung muss auch 
hiebei der Regel nach in Grund und Boden geschehen; nur in 
dem Falle, wenn das Untertriftsvieh ausser der Weide auf den 
eigenen Grundstücken des Stabberechtigten mit der Heerde des 
Letzteren auch auf Grundstücken Dritter die Weide genossen 
hat und diese Grundstücke nicht gleichzeitig mit der Abstellung 
des Untertriftsrechtes einer Weideaufhebung, Verkuppelung oder 
Gemeinheitstheilung unterliegen, muss sich der Untertriftsberechtigte 
mit der Entschädigung durch Capitalzahlung rücksichtlich der Weide 
auf eben diesen Grundstücken begnügen ')• — 

Hinsichtlich der Aufhebung der Weiderechte auf Gemeinhei- 
ten ist die bisherige Gesetzgebung nicht geändert worden. 

Anders in Betreff der Foi slweide, deren Ablösung jetzt fol- 
gendermaassen angeordnet ist, wobei wir des Zusammenhanges 
wegen auch die aus der früheren Gesetzgebung conservirlen Be- 
stimmungen mit anführen müssen. 
Provociren kann: 
1) nur der Forsteigenthümer : bei bestandenen Forsten, wohin 
auch die darin etwa vorhandenen Blossen gehören, und bei 
solchem unbestandenem Forslgrunde, auf welchem nach dem 
30. Jahre vor der Provokation noch Bäume oder Büsche 
gestanden haben oder Forstcultur Statt gefunden hat 12 ). 



1) Es ist hieliei hauptsächlich an den Fall zu denken, dass die Heer- 
den, unter welchen das Untertriftsvieh getrieben wird, oft auf mehreren 
Feldmarken weideherechtigt sind, die meist zu verschiedenen Zeiten verkop- 
pelt und von den Weide -Servituten befreit werden. 

2) Den Weideberechtigten hier gleichfalls die Provokation einzuräumen, 
hat das Bedenken entgegengestanden, dass der Forsteigenthümer keinen ange- 
gemessenen Betriebsplan aufstellen und durchfuhren kann, wenn er in Un- 
gewissheit darüber sich befindet, ob und wann auf Provokation der Berech- 
tigten die Ablösung Statt linden wird und damit durchgreifende Betriebs- 
Aenderungen erforderlich werden. Doch ist dieses Bedenken in anderen 
Ländern für nicht so erheblich erachtet worden, um die Gegenseitigkeit des 
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T) auch der Weideberechtigte: bei unbestandenem Forstgrunde, 
sowie in den mit blossem Busche bewachsenen Brüchen, welche 
zu keiner Zeit von dem Viehe geschont zu werden brauch- 
ten, in welchen auch zu keiner Zeit Zuschläge angelegt oder 
Forstculturen vorgenommen worden und welche dabei auch 
nicht in dem Umfange bestandener Forsten , sondern auf 
Plätzen in der Gemeinheit belegen sind. 
Der Forsteigenthümer braucht in keinem Falle mehr Weide 
zu entschädigen, als in dem Forste zur Zeil der Ablösung vor- 
handen ; Tür die Zuschläge ist überall keine Weide zu berechnen. 
Ergiebt sich, dass die Weideberechtigten „auf ihren übri- 
gen 1 } nicht zur Forst gehörigen Gemeinheiten" ihr Bedürfniss 
so weit befriedigen können, dass sie der zur Zeit vorhandenen 
Holzweide nicht völlig bedürfen, so verbleibt dieser Ueberschuss 
dem Forsteigenthümer 2 ). 

Die Zuschlagsquote (der Theil vom Forstgrunde, welchen 
der Forsteigenthümer behufs des Forstbetriebes in Zuschlag hal- 
ten darf) beträgt, wenn nicht vertragsmässig oder sonst rechtlich 
mehr oder weniger feststeht: 

1) beim Nadelholze V7, 

beim Laubholz-Hochwalde '/ 5 , 
beim Schlagholze V4, 

2) auf unbestandenem Forstgrunde, „wo in den letzten 30 
Jahren noch Bestand gewesen oder Cultur Statt gefunden 
hat", vom Pflanzwalde (wo hochstämmiges Baumholz, abge- 
sehen von Saat- und Pflanzschulen, nur durch Heisterpflan- 

Provokationsrechtes zu verweigern. Ein hierauf bezüglicher, in der 2. han- 
noverschen Kammer gestellter Antrag ward von der Majorität verworfen. 

1) Der Zusatz „übrigen" wird hier nur dadurch verständlich, dass das 
Wort „Gemeinheiten" nicht im gewöhnlichen Sinne genommen ist, sondern 
für: der gemeinsamen Weide der Berechtigten unterworfene Strecken ohne 
Rücksicht auf das Eigenthumsverhältniss. 

2) Ein Grundsatz, der zwar der Conservation der Forsten und indirekt 
der pfleglicheren Benutzung der landwirtschaftlichen Flächen sehr dienlich 
ist, aber doch in Betreff des Rechtes der Weideberechtigten Scrupel her- 
vorruft. Die Consequenz wäre, dass, wenn die Berechtigten auf ihren Ge- 
meinheiten allein allenfalls sich behclfen könnten, sie bei Ablösung der 
Forstweide gar keine Entschädigung zu beanspruchen hätten. 
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zung erzogen werden darf), sowie auf sonstigem unbestan- 
denem Forstgrunde: '/«• 
Die „Holzquote" soll auf Grund von Schätzung festgestellt 
werden. Unter diesem Ausdrucke versteht das Gesetz den Theil, 
„um welchen der Nutzungswerth der vollen Weide durch die 
Gesammleinwirkung des Holzbeslandes sich vermindert". Eine 
Vermehrung der W«ide durch mangelhafte Cullur, oder durch 
Windfall, Baupenfrass, Feuer u. s. w. ist durch Schätzung bei 
der Ablösung in -Absatz zu bringen. Die Forslweide-Berechtig- 
ten erhalten die Entschädigungs-Fläche je nach den Umständen 
ausserhalb des belasteten Forslgrundes ') oder durch einen Theil 
desselben nach dem Bodenwertire im abgeholzten Zustande. Da- 
bei ist gebührende Rücksicht zu nehmen sowohl auf das Interesse 
des Forsteigenthümers (z. B. dass die ihm verbleibenden Bestände 
eine möglichst geschlossene und gUnstige Lage behalten), als 
auf das Interesse der Weideberechtigten, welchen möglichst der 
Theil des entbehrlichen Forslgrundes zugewiesen werden soll, 
der ihren landwirlhschaftlichen Zwecken am meisten entspricht. 

Der Forsteigenthümer muss dem Berechtigten entweder die 
zurückbleibenden Stücke und Baumwurzeln zum Ersatz Tür die 
Ausrodungs- und Ebenungskosten uneutgeldlich überlassen oder 
die Ausfüllung der durch das Ausroden entstehenden Verliefungen 
auf eigene Kosten beschaffen. 

Ueber die Zeit der Abholzung hat die" leitende Behörde das 
Nölhige zu verfügen ; behuf haushälterischer Benutzung der Holz- 
beslände darf die Abholzung auf mehrere Jahre, höchstens auf 5 
Jahre, unter verhältnissmässiger Fortdauer der abgelösten Be- 
rechtigungen vertheilt werden. 

Unter den Schlussbestimmungen des Gesetzes ist folgende 
bemerkenswert!! : Werden die Berechtigten in Grund und Boden 
entschädigt, so haben sie zu den Kosten der Regulirung beizu- 
tragen; (vgl. $.15 des neuen Verkoppelungsgesetzes) ; geschieht 
die Entschädigung ausnahmsweise in Kapital (vgl. oben), so gelten 

1) So im Falle gleichzeitiger Verkoppelung oder Gemeinheitstbeilung, 
wenn beide Parteien dabei betheiligt sind und der Forsteigenthümer es vor- 
zieht, die Entschädigung aus seiner Gemeinheitsportion oder der Yerkop- 
pelungsmasse zu leisten. 
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die Bestimmungen der Ablösungsordnung von 1833 über die Tra- 
gung der Koslen. 

Dieses allgemeine Gesetz erstreckt sich nicht mit auf das 
hannoversche Westphalen, wo die Bestimmungen der Osna- 
brückischen Markentheilungs-Ordnung vom 25. Juni 1822 ent- 
scheiden, in wie weit daselbst die Aufhebung von Weiderechten 
bewirkt werden kann. 

Auch der Harz (Verwaltungsbezirk der Berghauptmannschaft 
Clausthal) ist einstweilen eximirt geblieben; doch ist die Begie- 
rung durch die Stände autorisirt worden, nach ihrem Ermessen 
später das Gesetz im Verwaltungswege auf diesen Bezirk aus- 
zudehnen. — 



Vergleicht man dieses Gesetz mit dem Regierungs-Entwurfe, 
wie derselbe den Ständen vorgelegt war, so ergeben sich fol- 
gende wesentlichere Differenzen: 

Provokation auf Aufhebung der Weiderechte. 

Nach dem Entwürfe sollte in der Regel bloss der Pflichtige 
provociren dürfen, der Berechtigte nur in zwei Fällen: 

1) um aus einer Gemeinheit heraus zu treten. (Schon nach der 
bisherigen Gesetzgebung, anerkannt durch §. 23 des Ent- 
wurfes.) 

2) in Betreff seiner Weiderechte auf seit länger als 30 Jahren 
unbestandenem Forstgrunde, sowie auf buschigen, der 
Forstcultur nicht unterzogenen, dem Weidevieh immer ge- 
öffnet gewesenen, innerhalb einer Gemeinheit gelegenen 
Brüchen. 

Die Stände sind hier erheblich weiter gegangen, indem sie 
an die Stelle der einseitigen Provokation die gegenseitige setzten. 
Wie uns dünkt, mit vollkommenem Rechte. In Betreff anderer 
Grundlasten, wie Zehnten, Frohnen u. s. w. fehlt in Hannover 
den Berechtigten bis jetzt noch (abweichend von der Gesetz- 
gebung der übrigen deutschen Staaten) das Provokationsrecht, 
indem nach der Ablösungs-Ordnung von 1833 nur die Pflichti- 
gen provociren können. Die Gerechtigkeit verlangt, dass beide 
Parteien auf gleichem Fusse behandelt werden ; auch können die 

Zeitichr. f. SlMlaw. 1887. 2f. lieh. 15 
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Pflichtigen seit Errichtung der Landescredit-Kasse durch die Pro- 
vokation der Berechtigten in keinerlei Verlegenheit wegen der 
Aufbringung der Ablösungssumme kommen. Es ist daher schon 
oft angeregt worden, dass den Berechtigten das Provokationsrecht 
in Betreu" aller Grundlaslen noch eingeräumt werden möge '). 

Nach dem Entwürfe war der Berechtigte gegen eine partielle 
Ablösung der Weideservitulen auf Provocation der Pflichtigen nur 
dann geschützt, wenn „ein weidepflichtiges Grundstück mit anderen, 
demselben Weiderechle unterworfenen Grundstücken in einem 
solchen Zusammenhange liegt, dass die Aufhebung der Behülung jenes 
Grundstückes die Behülung dieser Grundslücke verhindern oder sehr 
erschweren würde." Bei wörtlicher Interpretation hätte nur die kör- 
perliche Verhinderung oder starke Erschwerung der Benutzung der 
übrig bleibenden Weiderechte einen Grund für den Berechtigten 
abgegeben, der theilweisen Ablösung sich zu widersetzen, nicht 
auch die ökonomisch-misslichere (relativ weniger rentable) Be- 
nutzung derselben, welcher Umstand keine vollständige Berück- 
sichtigung findet in der anderweitigen Bestimmung des Gesetzes 
(und auch schon des Entwurfes), dass bei Feststellung des Aequi- 
valenles ein Abzug am Erlrage wegen der Kosten nur in so weit 
eintritt, als in Folge der Aufhebung der Weide die künftig auf- 
zuwendenden Kosten gegen die früheren sich vermindern wer- 
den. Auch nahm der Entwurf nicht Bedacht auf die bisherige 
zusammenhängende Benutzung der Weide-Servilulen und der Weide 
auf den eigenen Grundstücken des Berechtigten. Das Gesetz ver- 
langt nun eine allgemeine Provokalion für die im Nexus bewei- 
deten servilulbelasteten Grundslücke, nicht bloss wenn durch die 
partielle Ablösung die Benutzung der übrigen weidepflichtigen 

1) Vgl. Barkhausen, über die Ablösungs-Gesetzgebung des Königreichs 
Hannover; im Archiv, der polit. Oek. N. F. Bd. 9, Insonderheit muss den 
Berechtigten an der Ablösung der Frohndienste , die in unserer Zeit nur 
störend in den ganzen entwickelten Wirlhschaftsbetrieb eingreifen, gelegen 
sein. Die Pflichtigen sind in dieser Beziehung nicht immer zur Provokation 
geneigt, weil sie ihre Zeit nicht gehörig zu schätzen wissen oder weil ihnen 
die Dienste wegen schlechter Leistung und starker „Pröven" nicht einmal 
immer abgefordert werden oder weil sie sich darauf verlassen , dass es bei 
den häufig schon contractlich an die Stelle getretenen , oft sehr niedrigen 
Dienstgeldern auch fernerhin sein Bewenden bebalten werde. 
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Grundstücke oder der eigenen Grundstücke des Weide- 
berechtigten verhindert oder erschwert, sondern auch, wenn 
„aus der stückweisen Abfindung der Weide für die bisherige Be- 
wirtschaftung der berechtigten Grundbesitzungen ein erheblicher 
Nachtheil erwachsen würde". 

Uebrigens kann der Berechtigte auch ohne diese ganze Be- 
stimmung gegen partielle Ablösung sich schützen, nachdem die 
einseitige Provokation der Pflichtigen im Entwürfe in eine gegen- 
seitige (abgesehen von den bestandenen Forsten) durch das Ge- 
setz verwandelt worden ist , indem er bei partiellen Anträgen 
nur nölhig hat, von seinem eigenen Provokationsrechte Gebrauch 
zu machen. Allerdings muss er dann aber auch in den Fällen 
provociren, in welchen er hiezu von vorne herein gar nicht ge- 
neigt ist, während er in Folge der hervorgehobenen Bestimmung 
die Nutzung der Weidegerechtsame fortsetzen kann, wenn die 
partielle Ablösung nicht zulässig ist und Tür die allgemeine Ab- 
lösung die rechtsgültige Provokation der Pflichtigen ( — Hälfte 
nach Flächengehalt — ) nicht zu Stande kommt. 

In einem Falle muss indessen die partielle Ablösung durch 
jeden einzelnen Verpflichteten und für jedes einzelne Grundstück 
unbedingt gestattet sein, wenn es nämlich um die Anlegung von 
Gebäuden, Gärten, gewerblichen Etablissements auf bisher weide- 
pflichtigem Terrain sich handelt. Sonst würde es von dem Be- 
lieben der übrigen Weidepflichtigen, die nicht gleichzeitig ablösen 
wollen oder auch des Weideberechtiglen abhängen, ob z. B. eine 
aufblühende Stadt, für welche neue Häuserplälze und Räumlich- 
keiten zu gewerblichen Anlagen ein unabweisbares Bedürfniss 
sind, ihre naturgemässe Entwicklung erlangen darf oder nicht. 
Ein solches öffentliches Interesse darf aber nicht durch den Un- 
verstand oder Eigennutz von Privaten oder Corporationen be- 
grenzt werden. Bisher waren die Eigentümer solcher weide- 
pflichligen Grundstücke den willkührlichen Forderungen der 
Berechtigten Preis gegeben und insbesondere soll die Kämmerei- 
kasse der Stadt Hannover (vgl. das Landtagsblalt) eine starke 
fiskalische Tendenz in dieser Beziehung wenigstens früher ver- 
folgt haben. 

Durch sländischeu Beschluss hat nun die erforderliche, oben 

15* 
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mitgetheilte Bestimmung, welche im Entwürfe fehlte, Aufnahme 
in das Gesetz erhallen. Die Entschädigung der Weideberech- 
tigten ist dann nach §. 15 zu reguliren; es wird aber noch durch 
eine authentische Interpretation dieses Paragraphen und die zu 
erlassenden Ausführungs- Vorschriften zu verhindern sein, dass die 
Weideberechliglen in diesem Falle nicht weit mehr erhalten, als ihnen 
die Ausübung des Weiderechles werth war und als sie nach dem in §. 8 
ausgesprochenen Enlschädigungsprinzip eigentlich erhalten sollen. 

Die Absicht des Gesetzes kann es nicht sein (und doch scheint 
die Fassung desselben eine solche Handhabung möglich zu machen}, 
dass sie an dem erst nach der Ablösung entstehenden höheren 
Werth der Grundstücke als Bauplätze etc. etc. verhältnissmässig 
(wie sich der Werth des Weiderechtes zu dem Werlhe der land- 
wirthschafllichen Nutzung für die Grundeigenthümer seither verhielt) 
mit den Grundeigentümern partieipiren sollen. Dies bezweckte ein 
in der 2. Kammer gestellter Antrag, der aber abgeworfen wurde. — 

Nach dem Entwürfe sollte bei der ausnahmsweisen Entschä- 
digung in Kapital der jährliche Reinertrag des Weiderechtes in 
Geld ermittelt und dieser nach dem Zinsfusse von 3 Procent, also 
mit dem 33' /3 f'achen capitalisirt werden. 

Die Regierung molivirte diesen hohen Capitalisirungsfuss 
durch Hinweisung auf die gleiche Bestimmung im Expropriations- 
geselze; bei der ständischen Beralhung erklärten sich manche 
Stimmen gegen Anwendung dieser Analogie, indem sie — und 
wie uns scheint, mit Recht — die Ablösung der Weiderechte den 
Ablösungen von Zehnten, Diensten, Gefällen u. s. w. gleich ge- 
stellt wissen wollten, für welche die hannover'sche Ablösungs- 
Ordnung allgemein die Capitalisirung mit dem 25fachen, also nach 
dem Zinsfusse von 4 Procent, vorschreibt. Zu einer Erhöhung 
dieses Satzes ist jetzt um so weniger Grund vorhanden, als der 
Zinsfuss seit Erlass der Ablösungsordnung nicht gesunken, in 
neuester Zeit vielmehr im Steigen begriffen ist. 

Die ständischen Debatten über diesen Punkt führten schliess- 
lich dahin, von der Procedur der Capitalisirung nach dem Zins- 
fusse überhaupt abzusehen, indem die Entschädigung zunächst in 
Grund und Boden ermittelt und darauf der Capitalwerth dieser 
Fläche nach den örtlichen Kaufpreisen bestimmt werden soll. — 
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Die Forstweide beireffend , wollte der Entwurf dem Forst- 
eigenlhümer bei der Ablösung alle überschüssige Weide zu Gute 
rechnen, welche die Berechtigten „zur Befriedigung ihres bis- 
herigen Bedürfnisses" nicht nöthig haben. Durch ständischen 
Beschluss ist dieser Anspruch des Forstherrn auf die Fälle be- 
schränkt, wo die Weide in den Gemeinheiten ganz oder theil- 
weise ausreicht, ohne dass die Weide auf den privativen Grund- 
stücken dabei in Anschlag gebracht wird. 

Ueber das Maass der Zuschlagsquote gingen die Beschlüsse 
der beiden Kammern anfänglich sehr weit auseinander. Im Ge- 
setzes-Entwurfe war folgendes Verhällniss angenommen: 

1) vom Hoch-, Mittel- und Niederwald: '/s? 

2) von unbeslandenem Forslgrunde, auf welchem in den letzten 
30 Jahren noch Bestand gewesen oder Cullur Statt gefun- 
den, sowie vom Pflanzwalde (wo hochstämmiges Baumholz, 
abgesehen von Saat- und Pflanzschulen, nur durch Heister- 
Pflanzung erzogen werden darf): '/io- 

3) von sonstigem unbeslandenem Forstgrunde: Vn- 
Während man nun einerseits die Zuschlagsquote von Vs lur 

Hoch-, Mittel- und Niederwald bei dem rein forstlichen Betrieb 
für durchaus unzureichend erklärte, glaubte man andererseits im 
Interesse der Weideberechliglen von den nach den Gemeinheits- 
theilungs- Ordnungen bestehenden, theilweisc niedrigeren Quoten 
um so weniger abgehen zu dürfen, als auch unter Anwendung 
derselben die Forsten des Landes auf einen befriedigenden Stand 
gebracht werden. (Aktenstücke der i 3. Ständeversammlung p. 1 1 26.) 

Schliesslich wurde nach wiederholten Conferenzverhandlungen 
zwischen Depulirten der beiden Kammern eine Einigung zu den 
oben angegebenen, in das Gesetz aufgenommenen Bestimmungen 
erreicht. — 

Der Entwurf enthielt schon die Bestimmung, dass die fest- 
gestellten Zuschlagsquoten nur dann maassgebend seien, wenn 
sie nicht durch rechtskräfüge Erkenntnisse, Verträge, Ver- 
jährung oder Herkommen höher bestimmt wären; sowie dass 
geringere Zuschlagsquoten nur dann eintreten, wenn durch Ver- 
träge mit dem Forsteigenlhümer, oder durch gegen denselben 
errungene Rechtssprüche, oder auch durch eine nach vorgängigem 
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Widerspruch, bei welchem er sich beruhigt hat, eingetretene Ver- 
jährung ein geringeres Maass bestimmt ausgemacht ist. 

Durch ständischen ßeschluss ist nun noch auf Grund des 
§.114 der Lüneb. G.-Thl.-O. derZusalz aufgenommen worden , dass 
der Forsteigenlhümer bei unbestandenem Forslgrunde 
eine Kürzung an den gesetzlichen Zuschlagsquoten sich gefallen 
lassen müsse, wenn die betreffenden Weideberechtigungen in 
Ansehung sowohl der Art und Zahl des Viehs als der Hülungs- 
zeiten ein ganz bestimmtes Maass, mit dem jene Quoten gar nicht 
bestehen können, entweder durch Verträge, Rechtserkennlnisse, 
Verjährung erhalten haben, oder wenn nachzuweisen ist, dass 
„der Weidemangel von zu vielen angesetzten Anbauern oder ge- 
schehenen Ausweisungen abseilen des Forsteigenthümers mit 
herrühre". 

Zu den Bestimmungen des Entwurfes im Interesse der Forst- 
eigenlhümer, dass 

1) Flächen, welche vermöge der Bestandteile ihres Untergrun- 
des oder vermöge ihrer örtlichen Lage einen besonderen 
Werlh für den Forsteigenthümer haben, nach dem Ermessen 
der Behörde thunlichst von der Abtretung auszuschliesscn; 

2) in Betreff der Lokalität der Abfindungen so viel als mög- 
lich darauf zu sehen, dass von den vorhandenen Beständen 
dem Forsteigenthümer diejenigen verbleiben, deren Erhal- 
tung im forstlichen Interesse von Wichtigkeit ist, und dass 
die Forsten eine möglichst geschlossene und gegen schäd- 
liche Einwirkungen geschützte Figur und Lage erhalten; 

haben die Stände den passenden Zusatz gemacht, dass anderer- 
seits auch das landwirtschaftliche Interesse der Weideberechligten 
bei der Abfindung thunlichst berücksichtigt werden solle. 

Der Entwurf überliess der Theilungs-Behörde über die Zeit 
der Abholzung der vom Forsteigenthümer abzutretenden Flächen 
das Nöthige nach Anhörung der Betheiligten, und bei Gemeinde- 
forsten im Einverständnisse mit der Oberaufsichtsbehörde, zu be- 
stimmen und hehuf haushälterischer Benutzung der Holzvorräthe 
das Abholzen auf „mehrere Jahre" auszudehnen. Die Stände 
haben hiefür eine bestimmte Maximalgränze (5 Jahre) festgestellt. 

Mit diesem Gesetze hat nun die Ablösungsgesetzgebung 
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Hannovers von 1831 und 1833, welche durch Gerechtigkeit und 
Behutsamkeit sich auszeichnet und in demselben Geiste gehand- 
habt worden ist, ihre nothwendige Vervollständigung erhallen. 

Die bisherigen Bedenken gegen die allgemeine Ablösbarkeit 
der Weidegerechtsame sind an entscheidender Stelle (von Re- 
gierung und Ständen) überwunden worden; die den Berechtig- 
ten meist so unwillkommene Abfindung für diese Gerechtsame in 
Kapital statt in Grund und Boden ist auf die Fälle der dringend- 
sten Nothwendigkeit und dann mit reichlich bemessener Entschä- 
digung beschränkt und es ist durch die näheren Abflndungs- 
Beslimmungen ein starker Impuls zu Verkoppelungen gegeben 
oder vielmehr conservirt worden. 

Abgesehen von allen Rücksichten auf die landwirtschaft- 
liche Cultur ist die Beseitigung der Weiderechte ein dringendes 
Bedürfniss geworden aus moralischen, socialen, selbst politischen 
Gründen. Die Pflichtigen drückte noch über die Last und Nach- 
theile hinaus das Gefühl der Hemmung und Fesselung. Der starren 
Ausübung der Gerechtsame durch- die Berechtigten begegneten 
oft sehr raffinirte Chikanen der Pflichtigen, und Uebergriffe von 
der einen Seite mögen eben so häufig vorgekommen sein, als 
Entziehungen von der andern Seite, woraus die widerwärtigsten 
Streitigkeiten und endlose kostspielige Prozesse sich entspannen. 

Die Weide -Servituten waren eine Quelle der Iinmoraliläl 
geworden, indem sie Argwohn und Misstrauen, Lug und Trug, 
Neid und Hass erzeugten ; die erbitterte Stimmung der Pflichtigen 
gegen die Berechtigten und auch wohl der Berechtigten gegen 
die Pflichtigen trug sich auch auf andere Beziehungen über und 
griff auf die störendste Weise in den Verkehr der Parteien unter 
einander und ihre gemeinsamen Angelegenheiten ein. 

Somit mussle auch ausser der Sorge für die weitere Ent- 
wicklung der Landwirtschaft und des Volkswohlstandes dem 
Staate von einem höheren Standpunkt aus daran gelegen sein, 
dieses Verhaltniss baldmöglichst gelöst zu sehen. 



